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(57) Zusammenfassung: Ein Spritzgussbauteil weist einen
Hüllkörper aus Kunststoff und einen zumindest teilweise in-
nerhalb des Hüllkörpers aufgenommenen, zumindest teil-
weise umspritzten Kern aus einem Kernmaterial, insbeson-
dere einem Metall auf. Das Spritzgussbauteil kann insbeson-
dere als ein Gelenkteil eines Gelenks dienen. Infolge des
vorzugsweise metallischen Kerns ist das Spritzgussbauteil
trotz relativ kleiner Dimensionierung relativ hoch belastbar.
Aufgrund des Hüllkörpers aus Kunststoff kann für das Ge-
lenk auch ohne aufwändige Schmierung ein geringes Betä-
tigungsgeräusch realisiert werden.
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Beschreibung

[0001] Die Erfindung betrifft ein Spritzgussbauteil
sowie ein Gelenk mit einem solchen Spritzgussbau-
teil. Die Erfindung betrifft weiterhin ein Verfahren zur
Herstellung eines solchen Spritzgussbauteils sowie
eine Spritzgussvorrichtung, die zur Durchführung ei-
nes solchen Verfahrens geeignet ist.

[0002] Gelenke stellen im technischen Sinn beweg-
liche Verbindungen von zwei Bauteilen dar, wobei
die Relativbewegung dieser Bauteile eine Drehung
(Drehgelenke) und/oder eine Verschiebung (Schie-
begelenke) sein kann. Bei einer Art von Gelenken
gleiten die zwei beweglich verbundenen Bauteile
über entsprechende Kontakt- oder Gleitflächen di-
rekt aufeinander. Insbesondere bei solchen (Gleit-)
Gelenken stellt sich das Problem eines Betätigungs-
geräuschs (Gelenkquietschen). Dies ist insbesonde-
re dann ausgeprägt, wenn beide beweglich verbun-
denen Bauteile des Gelenks aus Metall und insbe-
sondere Stahl ausgebildet sind. Das Auftreten eines
Betätigungsgeräuschs kann durch eine Schmierung
der Gleitflächen vermieden werden. Weiterhin kann
ein Auftreten eines Betätigungsgeräuschs in der Re-
gel auch dadurch vermieden werden, dass zumin-
dest eines der Bauteil aus einem Kunststoff (Plas-
tik) ausgebildet ist. Dafür kostengünstig einsetzba-
re Kunststoffe sind jedoch in der Regel deutlich ge-
ringer belastbar als das Metall, das diese ersetzen
sollen. Diese nachteilige Werkstoffeigenschaft muss
dann durch eine größere Dimension des (Kunststoff-
)Bauteils kompensiert werden. Dies ist jedoch mit ei-
ner Größenzunahme verbunden, die problematisch
für eine vorgesehene Verwendung sein kann.

[0003] Ausgehend von diesem Stand der Technik
lag der Erfindung die Aufgabe zugrunde, ein Gelenk
anzugeben, das trotz geringer Abmessungen relativ
hoch belastbar ist und sich gleichzeitig durch kein
oder ein relativ geringes Betätigungsgeräusch aus-
zeichnet.

[0004] Diese Aufgabe wird durch ein Gelenk ge-
mäß dem Patentanspruch 7 mit einem konkretisier-
ten Spritzgussbauteil gemäß dem Patentanspruch
1 gelöst. Ein Verfahren zur Herstellung eines sol-
chen Spritzgussbauteils ist Gegenstand des Patent-
anspruchs 8. Eine zur Durchführung eines solchen
Verfahrens geeignete Spritzgussvorrichtung ist Ge-
genstand des Patentanspruchs 10. Vorteilhafte Aus-
gestaltungen des erfindungsgemäßen Spritzguss-
bauteils und damit des erfindungsgemäßen Gelenks,
sowie der erfindungsgemäßen Spritzgussvorrichtung
und vorteilhafte Ausführungsformen des erfindungs-
gemäßen Verfahrens sind Gegenstände der jeweili-
gen abhängigen Patentansprüche und ergeben sich
aus der nachfolgenden Beschreibung der Erfindung.

[0005] Der Erfindung liegt der Gedanke zugrunde,
dass sich die beschriebenen Probleme bei den be-
kannten Gelenken, nämlich erhöhtes Betätigungsge-
räusch oder notwendige Schmierung der Kontaktflä-
chen bei Gelenken aus Metall oder relativ großer
Bauraum bei Gelenken aus Kunststoff in vorteilhaf-
ter Weise vermeiden lassen, wenn für zumindest ei-
nes der relativ zueinander beweglichen Bauteile des
Gelenks ein Kern aus einem hochbelastbaren Mate-
rial und insbesondere einem Metall verwendet wird,
der zumindest in dem Bereich, in dem dieser die für
die Funktion des Gelenks erforderliche Kontaktflä-
che ausbildet, von einer Kunststoffschicht (Hüllkör-
per) umgeben ist. Um ein solches Zweikomponen-
ten-Bauteil gleichzeitig vorteilhaft herstellen zu kön-
nen, ist ein weiterer Grundgedanke der Erfindung,
den Kern aus dem hochbelastbaren Material mit dem
Kunststoff für den Hüllkörper (zumindest teilweise) zu
umspritzen.

[0006] Dementsprechend ist erfindungsgemäß ein
Spritzgussbauteil mit einem Hüllkörper aus Kunst-
stoff vorgesehen, das einen zumindest teilweise in-
nerhalb des Hüllkörpers aufgenommenen, zumindest
teilweise umspritzten Kern aus einem Kernmaterial
aufweist.

[0007] Als „Kernmaterial“ wird ein von dem Kunst-
stoff des Hüllkörpers abweichendes Material ver-
standen, das vorzugsweise im Vergleich zu die-
sem Kunststoff höher belastbar ist. Dabei kann sich
die höhere Belastbarkeit insbesondere aus einer im
Vergleich zu dem Kunststoff des Hüllkörpers höhe-
ren Festigkeit (Zugfestigkeit und/oder Druckfestigkeit
und/oder Kompressionsfestigkeit und/oder Biegefes-
tigkeit und/oder Torsionsfestigkeit und/oder Scher-
festigkeit) ergeben. Zusätzlich oder alternativ kann
sich die höhere Belastbarkeit auch aus einer ver-
gleichsweise hohen Duktilität und/oder Härte und/
oder einem vergleichsweise hohen Elastizitätsmodul
ergeben. Bevorzugt kann ein Metall und insbesonde-
re Stahl als Kernmaterial zum Einsatz kommen.

[0008] Als „umspritzt“ gilt der Kern dabei dann, wenn
im Rahmen eines Spritzgießprozesses zur Herstel-
lung des Spritzgussbauteils der fließfähige Kunst-
stoff, bei dem es sich insbesondere um einen ther-
moplastischen Kunststoff handeln kann, in direkten
Kontakt mit dem Kern gebracht wird und dort aus-
härtet, um eine Verbindung zwischen Kern und Hüll-
körper auszubilden. Dabei kann die Verbindung zwi-
schen dem Kern und dem Hüllkörper ausschließ-
lich auf einem Stoffschluss und/oder einem Kraft-
schluss beruhen. Vorzugsweise kann jedoch vorge-
sehen sein, dass die Verbindung (in zumindest ei-
ner Richtung) auch auf einem Formschluss beruht,
indem der Kern in zumindest einem Abschnitt um-
spritzt ist, in dem dieser eine geometrische Variabi-
lität (z.B. Absatz, Durchmesserveränderung, Vertie-
fung, Vorsprung, etc.) ausbildet.
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[0009] Für das erfindungsgemäße Spritzgussbauteil
kann weiterhin bevorzugt vorgesehen sein, dass ei-
ne Außenfläche des Hüllkörpers als Gleitfläche aus-
gebildet ist.

[0010] Ein erfindungsgemäßes Gelenk umfasst ne-
ben einem erfindungsgemäßen Spritzgussbauteil in
einer solchen Ausgestaltung zumindest noch ein auf
der Gleitfläche des Spritzgussbauteils beweglich ge-
lagertes Gelenkbauteil. Dabei kann dieses (weite-
re) Gelenkbauteil ebenfalls als erfindungsgemäßes
Gelenkbauteil ausgebildet sein. Dieses kann jedoch
auch vollständig oder zumindest in dem für den
Kontakt mit der Gleitfläche des erfindungsgemäßen
Spritzgussbauteils vorgesehenen Abschnitt aus ei-
nem beliebigen Material, insbesondere aus einem
Metall ausgebildet sein, ohne dass damit Nachteile
hinsichtlich der angestrebten Belastbarkeit bei gleich-
zeitig geringem Betätigungsgeräusch und geringem
Bauraum einhergehen. Ebenfalls kann vorgesehen
sein, dass das (weitere) Gelenkbauteil vollständig
aus Kunststoff ausgebildet ist.

[0011] Ein erfindungsgemäßes Verfahren zur Her-
stellung eines erfindungsgemäßen Spritzgussbau-
teils umfasst zumindest

• das automatisierte Zuführen und Positionieren
des Kerns in einer Kavität eines Spritzgusswerk-
zeugs und
• das anschließende Umspritzen des Kerns (in zu-
mindest einem Abschnitt) mit dem Kunststoff zur
Ausbildung des Hüllkörpers.

[0012] Eine Spritzgussvorrichtung, die insbesondere
im Rahmen einer Durchführung eines erfindungsge-
mäßen Verfahrens zum Einsatz kommen kann, um-
fasst zumindest ein Spritzgusswerkzeug, das min-
destens zwei Werkzeugteile umfasst, die (relativ zu-
einander) zwischen einer geschlossenen Stellung, in
der diese eine geschlossene Kavität ausbilden, und
einer geöffneten Stellung (in der ein durch Aushärten
eines zuvor fließfähigen Kunststoffs ausgebildetes,
außenseitig der Kavität entsprechendes Spritzguss-
bauteil entformbar ist) verfahrbar sind, und einer Ein-
spritzvorrichtung zum Einspritzen eines Kunststoffs
in fließfähiger Form in die Kavität, wobei zudem Mittel
zum Zuführen und Positionieren eines Kerns aus ei-
nem Kernmaterial in der Kavität des Spritzgusswerk-
zeugs vorgesehen sind.

[0013] Insbesondere für die Herstellbarkeit im Rah-
men eines erfindungsgemäßen (Spritzguss-)Verfah-
rens kann vorteilhaft sein, wenn der Kern eine mög-
lichst einfache Geometrie und insbesondere eine zy-
lindrische Außenkontur aufweist. Dadurch kann ins-
besondere das automatisierte Zuführen des Kerns
in die Kavität des Spritzgusswerkzeugs vereinfacht
werden. Zudem kann dadurch ermöglicht werden,
für die Herstellung des Kerns beziehungsweise einer
Mehrzahl von Kernen für erfindungsgemäße Spritz-

gussbauteile kostengünstig auf Halbzeuge aus dem
Kernmaterial, insbesondere Metallhalbzeuge zurück-
zugreifen.

[0014] Daraus folgt, dass, sofern für die Außenkon-
tur des Spritzgussbauteils eine relativ komplexe Form
vorgesehen ist, es vorteilhaft sein kann, einen Kern
mit relativ einfacher Geometrie beziehungsweise Au-
ßenkontur zu verwenden und die relativ komple-
xe Außenkontur des Spritzgussbauteils weitgehend
oder vollständig durch eine entsprechende Formge-
bung für den Hüllkörper aus Kunststoff auszubilden,
wodurch sich ergeben kann, dass der Hüllkörper eine
hinsichtlich der Form von der Außenkontur des Kerns
abweichende Außenkontur aufweist.

[0015] Ein automatisiertes Zuführen des Kerns in
die Kavität des Spritzgusswerkzeugs kann vorzugs-
weise dadurch erfolgen, dass dieser mittels mindes-
tens zwei parallel oder koaxial verfahrbaren, an sich
gegenüberliegenden Enden des Kerns angreifenden
Positionierelementen der Kavität zugeführt und darin
positioniert wird. Die erfindungsgemäße Spritzguss-
vorrichtung kann dafür mindestens zwei parallel oder
koaxial verfahrbare, für ein Angreifen an sich gegen-
überliegenden Enden des Kerns vorgesehene Posi-
tionierelemente umfassen.

[0016] In einer weiterhin bevorzugten Ausgestaltung
des erfindungsgemäßen Spritzgussbauteils kann
vorgesehen sein, dass der Kern an zwei sich ge-
genüberliegenden Enden jeweils eine Haltevertie-
fung oder einen Haltevorsprung aufweist. Bei einem
Kern mit zylindrischer Außenkontur beziehungsweise
zylindrischer Mantelfläche können die Haltevertiefun-
gen oder Haltevorsprünge insbesondere in den end-
seitigen Stirnflächen (vorzugsweise zentral darin) an-
geordnet sein. Für die erfindungsgemäße Spritzguss-
vorrichtung kann dementsprechend vorgesehen sein,
dass die Positionierelemente an den zum Angrei-
fen an dem Kern vorgesehenen Kontaktflächen ei-
nen Haltevorsprung oder eine Haltevertiefung ausbil-
den. Durch das Vorsehen der Haltevertiefungen oder
der Haltevorsprünge kann insbesondere das automa-
tisierte Zuführen des Kerns in die Kavität des Spritz-
gusswerkzeugs vereinfacht werden. Zudem kann da-
durch eine ausreichend sichere Positionierung des
Kerns während des Umspritzens des Kerns mit dem
Kunststoff, bei dem erhebliche Kräfte auf den Kern
einwirken können, gewährleistet werden.

[0017] Insbesondere zur Erzielung einer Selbstzen-
trierung und damit einer möglichst exakten Posi-
tionierung des Kerns innerhalb der Kavität kann
dann noch dienen, wenn die Haltevertiefung oder
der Haltevorsprung des Kerns und/oder der Spritz-
gussvorrichtung sich verjüngend, beispielsweise ke-
gel(stumpf)förmig ausgebildet ist.
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[0018] In einer bevorzugten Ausgestaltung der erfin-
dungsgemäßen Spritzgussvorrichtung können wei-
terhin Mittel zum Zuführen des Kerns in radialer Rich-
tung (bezüglich der Längsachse) in einen Führungs-
kanal, der sich entlang der Bewegungsachse von
zumindest einem der Positionierelemente erstreckt,
vorgesehen sein. Dies stellt eine konstruktiv vorteil-
hafte Lösung für die Zufuhr des Kerns zu dem/den
Positionierelementen dar.

[0019] Besonders bevorzugt kann dabei noch vorge-
sehen sein, dass die Mittel zum Zuführen des Kerns
zur Lagerung einer Mehrzahl von Kernen ausgebil-
det sind, wodurch eine Serienproduktion erfindungs-
gemäßer Spritzgussbauteile mit kurzer Taktzeit posi-
tiv beeinflusst werden kann.

[0020] Die unbestimmten Artikel („ein“, „eine“, „ei-
ner“ und „eines“), insbesondere in den Patentansprü-
chen und in der vorstehenden, die Patentansprüche
allgemein erläuternden Beschreibung, sind als sol-
che und nicht als Zahlwörter zu verstehen. Entspre-
chend damit konkretisierte Komponenten sind somit
so zu verstehen, dass diese mindestens einmal vor-
handen sind und mehrfach vorhanden sein können.

[0021] Die Erfindung wird nachfolgend anhand ei-
nes in den Zeichnungen dargestellten Ausführungs-
beispiels näher erläutert. In den Zeichnungen zeigen
die

[0022] Fig. 1 bis Fig. 5: schematisch verschiede-
ne Schritte eines erfindungsgemäßen Verfahrens zur
Herstellung eines erfindungsgemäßen Spritzguss-
bauteils; und

[0023] Fig. 6: in einem Längsschnitt ein erfindungs-
gemäßes Spritzgussbauteil in einer alternativen Aus-
gestaltung.

[0024] Die Fig. 1 bis Fig. 5 zeigen in verein-
fachter Darstellung verschiedene Schritte eines er-
findungsgemäßen Verfahrens zur Herstellung ei-
nes erfindungsgemäßen Spritzgussbauteils. Die für
die Durchführung dieses Verfahrens verwendete er-
findungsgemäße Spritzgussvorrichtung umfasst ein
Spritzgusswerkzeug mit zwei Werkzeughauptteilen
1, 2 sowie zwei weitere Werkzeugteile, die als soge-
nannte Schieber 3 quer und im vorliegenden Fall kon-
kret senkrecht bezüglich einer (Relativ-)Bewegungs-
achse der Werkezughauptteile 1, 2 verfahrbar sind.
Die Werkzeugteile sind mittels nicht dargestellter Mit-
tel zwischen einer geschlossenen, eine geschlosse-
ne Kavität 4 ausbildenden Stellung (vgl. Fig. 1 bis
Fig. 3) und einer geöffneten Stellung (vgl. Fig. 4 und
Fig. 5), die ein Entformen eines in der Kavität 4 des
Spritzgusswerkzeugs ausgehärteten Spritzgussbau-
teils ermöglicht, (relativ zueinander) verfahrbar. Im
vorliegenden Ausführungsbeispiel ist lediglich eines
(2) der Werkzeughauptteile 1, 2 entlang der Bewe-

gungsachse 5 verfahrbar, während das andere Werk-
zeughauptteil 1 stationär ausgebildet ist. Es ist jedoch
ebenso möglich, beide Werkzeughauptteile 1, 2 ver-
fahrbar auszubilden. Die Schieber 3 sind im gezeig-
ten Ausführungsbeispiel an das verfahrbare Werk-
zeughauptteil 2 gekoppelt, werden mit diesem somit
entlang der Bewegungsachse 5 der Werkzeughaupt-
teile 1, 2 mitgenommen.

[0025] Die Fig. 1 zeigt einen ersten Schritt bei der
Herstellung eines erfindungsgemäßen Spritzguss-
bauteils im Rahmen eines erfindungsgemäßen Ver-
fahrens. Dieser ist durch das Schließen des Spritz-
gusswerkzeugs sowie das Verfahren von zwei Po-
sitionierelementen der Spritzgussvorrichtung in ei-
ne Abholstellung gekennzeichnet. Die Positionierele-
mente sind in koaxialer Ausrichtung an sich gegen-
überliegenden Enden der Kavität 4 angeordnet und
umfassen jeweils einen beispielsweise hydraulisch
(alternativ: z.B. pneumatisch oder elektromotorisch)
verfahrbaren Kolben 6, der in einem Zylinderrohr 7
geführt ist und an seinem freien Ende mit einem zylin-
drischen Positionierstab 8 (ggf. einteilig) verbunden
ist, der in einem von dem jeweiligen Werkzeughaupt-
teil 1, 2 ausgebildeten Führungskanal 9 geführt ist.
Die koaxiale Anordnung der Positionierelemente be-
trifft dabei zumindest die zwei Positionierstäbe 8. Im
gezeigten Ausführungsbeispiel sind auch die dazu-
gehörigen Hydraulikzylinder (bestehend aus Kolben
6 und Zylinderrohr 7) koaxial zueinander ausgerich-
tet.

[0026] In der Abholstellung ist der Kolben 6 des in-
nerhalb des stationären Werkzeughauptteils 1 ange-
ordneten Positionierelements vollständig in das da-
zugehörige Zylinderrohr 7 eingefahren. Der dazuge-
hörige Positionierstab 8 endet dabei kurz vor dem ei-
nen, dem bezüglich der Kavität 4 distalen Ende ei-
nes Übernahmeabschnitts 10 des Führungskanals 9
des stationären Werkzeughauptteils 1. Diesem Über-
nahmeabschnitt 10 kann ein Kern 11, der für die Aus-
bildung eines erfindungsgemäßen Spritzgussbauteils
in die Kavität 4 eingebracht werden soll und bei-
spielsweise aus Stahl bestehen kann, zugeführt wer-
den. Dies kann beispielsweise rein schwerkraftbe-
dingt durch ein Herunterfallen des Kerns 11 aus ei-
ner oberhalb des Übernahmeabschnitts 10 angeord-
neten Lagerungsaufnahme 12, die in dem stationären
Werkzeughauptteil 1 ausgebildet und derart dimen-
sioniert ist, dass diese gleichzeitig eine Mehrzahl ent-
sprechender Kerne 11 aufnehmen kann, erfolgen. Ein
Herunterfallen und somit eine Übergabe eines Kerns
11 in den (leeren) Übernahmeabschnitt 10 erfolgt da-
bei immer dann, wenn (in der Abholstellung) der Posi-
tionierstab 8 des Positionierelements des stationären
Werkzeughauptteils 1 nicht innerhalb Übernahmeab-
schnitts 10 angeordnet ist.

[0027] Der Positionierstab 8 des Positionierele-
ments des verfahrbaren Werkzeughauptteils 2 befin-
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det sich dagegen zu keiner Zeit innerhalb des von
dem Führungskanal 9 des stationären Werkzeug-
hauptteils 1 ausgebildeten Übernahmeabschnitts 10.
Vielmehr endet dieser kurz vor dem anderen, dem
bezüglich der Kavität 4 proximalen Ende des Über-
nahmeabschnitts 10, wenn sich der dazugehörige
Kolben 6 (in der Abholstellung der Positionierelemen-
te) in der vollständig ausgefahrenen Stellung inner-
halb des dazugehörigen Zylinderrohrs 7 befindet. In
der Abholstellung ragt der Positionierstab 8 des Po-
sitionierelements des verfahrbaren Werkzeughaupt-
teils 2 somit durch die Kavität 4 hindurch.

[0028] Die Kerne 11 weisen eine zylindrische Man-
telfläche ohne Absätze oder sonstige Durchmesser-
veränderungen auf, was die Zufuhr in die Kavität
4 mittels der Positionierelemente vereinfacht. Der
Durchmesser der Mantelflächen der Kerne 11 ent-
spricht im Wesentlichen dem Durchmesser der eben-
falls zylindrisch und ohne Durchmesserveränderun-
gen ausgebildeten Positionierstäbe 8, wodurch so-
wohl die Kerne 11 als auch die Positionierstäbe 8 mit
relativ geringem Spiel innerhalb der entsprechend di-
mensionierten Führungskanäle 9 geführt sind.

[0029] Ausgehend von der in der Fig. 1 dargestell-
ten Abholstellung kann ein Kern 11, der sich in dem
Übernameabschnitt des Führungskanals 9 des sta-
tionären Werkzeughauptteils 1 befindet, durch ein ge-
meinsames Verfahren der Kolben 6 und damit der
Positionierstäbe 8 der beiden Positionierelemente bis
in die jeweils andere Endstellung innerhalb der da-
zugehörigen Zylinderrohre 7 der Kavität 4 zugeführt
und darin positioniert (gehalten) werden („Spritzposi-
tion“; vgl. Fig. 2). Wie dies für das Ausführungsbei-
spiel gezeigt ist, kann der Kern 11 in dieser Spritz-
position ausschließlich in der Kavität 4 und somit
vollständig außerhalb der Führungskanäle 9 ange-
ordnet sein. Um dennoch eine ausreichend sichere
Positionierung des Kerns 11 innerhalb der Kavität 4
trotz der erheblichen während des Einspritzens von
Kunststoff zur Ausbildung eines Hüllkörpers 13 für
das herzustellende Spritzgussbauteil auf dieses ein-
wirkenden Kräfte zu gewährleisten, weisen die bei-
den endseitigen Stirnseiten jedes Kerns 11 jeweils ei-
ne zentrale Haltevertiefung 14 (vgl. hierzu entspre-
chend das alternative Spritzgussbauteil gemäß der
Fig. 6) auf, in die jeweils ein korrespondierender Hal-
tevorsprung, der an der Stirnseite an dem freien En-
de jedes Positionierstabs 8 ausgebildet ist, eingrei-
fen kann. Durch eine kegelige Form der Haltever-
tiefungen 14 wie auch der Haltevorsprünge wirken
die Kombinationen daraus selbstzentrierend, so dass
stets eine koaxiale Ausrichtung der Positionierstäbe
8 und des von diesen gehaltenen Kerns 11 und da-
mit auch dieses Kerns 11 innerhalb des Hüllkörpers
13 aus Kunststoff, dessen Außenkontur insgesamt
oder zumindest teilweise rotationssymmetrisch (um
die Längsachse 15 des Kerns 11) ausgebildet sein
kann, erreicht werden kann.

[0030] Die Fig. 3 verdeutlicht die Ausbildung des
Hüllkörpers 13 des herzustellenden Spritzgussbau-
teils durch Umspritzen des Kerns 11 mit einem Kunst-
stoff in fließfähigem Zustand, der über eine oder meh-
rere nicht dargestellte Einspritzöffnungen in die Kavi-
tät 4 eingebracht wurde. Dabei ist im gezeigten Aus-
führungsbeispiel der Kern 11 über die gesamte Länge
innerhalb des Hüllkörpers 13 angeordnet. Gleichzei-
tig ist der Kern 11 im Bereich seiner gesamten Man-
telfläche von dem Kunststoff umspritzt.

[0031] Nach einem (ausreichenden) Aushärten des
den Hüllkörper 13 ausbildenden Kunststoffs kann das
dann gegebenenfalls bereits fertige (ggf. kann dieses
noch nachbearbeitet werden) Spritzgussbauteil ent-
formt werden, wozu die Spritzgussform in die geöff-
nete Stellung verfahren wird. Dazu wird das verfahr-
bare Werkzeughauptteil 2 einschließlich der Schieber
3 von dem stationären Werkzeughauptteil 1 weg ver-
fahren. Zusätzlich dazu werden die Schieber 3 radi-
al (bezüglich der Längsachse 15 des Kerns 11 bezie-
hungsweise des Spritzgussbauteils) nach außen ver-
fahren (vgl. Fig. 4). Anschließend kann das Spritz-
gussbauteil aus dem von dem beweglichen Werk-
zeughauptteil 2 ausgebildeten Abschnitt der Kavität
4 ausgestoßen werden, indem das Positionierele-
ment dieses Werkzeughauptteils 2 wieder ausgefah-
ren wird (vgl. Fig. 5). Dabei kann gleichzeitig das Po-
sitionierelement des stationären Werkzeughauptteils
1 wieder eingefahren werden. Dies kann insbesonde-
re vorgesehen sein, wenn die beiden Positionierele-
mente in denselben hydraulischen Steuerkreis einge-
bunden sind, so dass ein Einfahren des einen Positio-
nierelements zu einem gleichzeitigen und im Wesent-
lichen wegidentischen Ausfahren des anderen Posi-
tionierelements (und andersherum) führt. Eine solche
Integration der Positionierelemente in denselben hy-
draulischen Steuerkreis kann zu einer sowohl in kon-
struktiver als auch regelungstechnischer Hinsicht re-
lativ einfachen Ausgestaltung der Spritzgussvorrich-
tung führen.

[0032] Das gemäß den Fig. 1 bis Fig. 5 hergestell-
te Spritzgussbauteil umfasst einen Befestigungsteil
16, der für eine Befestigung an einer beliebigen Trag-
struktur (nicht dargestellt) vorgesehen sein kann, und
einen sich von einer Seite des Befestigungsteils 16
erstreckenden, teilkugelförmigen Gelenkteil 17, des-
sen Außenfläche als Gleitfläche dient, auf der eine
ebenfalls teilkugelförmige, innenseitige Gleitfläche ei-
nes (weiteren) Gelenkbauteils (nicht dargestellt) glei-
tend gelagert werden kann. Das hergestellte Spritz-
gussbauteil in seiner Funktion als ein Gelenkbauteil
und das weitere Gelenkbauteil bilden dadurch ein er-
findungsgemäßes (Dreh-)Gelenk aus. Es ist klar er-
kennbar, dass bei diesem Spritzgussbauteil der Hüll-
körper 13 eine hinsichtlich der Form von der (zylindri-
schen) Außenkontur des Kerns 11 abweichende Au-
ßenkontur aufweist.
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[0033] Dies gilt auch für das in der Fig. 6 dargestell-
te alternative Spritzgussbauteil, das ein achsförmiges
Gelenkbauteil darstellt, auf dessen Mantelfläche (in
zumindest einem Abschnitt) ein weiteres Gelenkbau-
teil (nicht gezeigt) gleitend gelagert sein kann. Dabei
kann sowohl ein Drehgelenk als auch ein Schiebe-
gelenk als auch ein kombiniertes Dreh- und Schie-
begelenk ausgebildet werden. Die Außenkontur des
Hüllkörpers 13 dieses Spritzgussbauteils ist in einem
ersten Abschnitt 18 zylindrisch (mit angefastem En-
de) und geht konisch aufweitend in einen zweiten Ab-
schnitt 19 über, der im Wesentlichen ebenfalls zylin-
drisch ist, jedoch in einem Bereich eine umlaufende
Ausbuchtung 20 ausbildet. Der Kern 11 entspricht da-
gegen (zumindest hinsichtlich der Form) demjenigen,
der für die Herstellung eines Spritzgussbauteils ge-
mäß den Fig. 1 bis Fig. 5 verwendet wird, der somit
eine über die gesamte Länge zylindrische Außenkon-
tur ohne Durchmesseränderung aufweist.

[0034] Eine Herstellung des Spritzgussbauteils ge-
mäß der Fig. 6 kann in einer Spritzgussvorrichtung
erfolgen, die mit Ausnahme der Form der Kavität 4
derjenigen gemäß den Fig. 1 bis Fig. 5 entspricht.
Gegebenenfalls kann dabei auch auf die Integration
von Schiebern 3 in das Spritzgusswerkezug verzich-
tet werden, so dass dieses lediglich aus zwei Werk-
zeughauptteilen 1, 2 ausgebildet sein kann, weil das
Spritzgussbauteil gemäß der Fig. 6 keinen Hinter-
schnitt bezüglich der von dessen Längsachse 15 de-
finierten Richtungen ausbildet.

Bezugszeichenliste

1 stationäres Werkzeughauptteil
2 verfahrbares Werkzeughauptteil
3 Schieber
4 Kavität
5 Bewegungsachse der Werkezughauptteile
6 Kolben eines Positionierelements
7 Zylinderrohr eines Positionierelements
8 Positionierstab eines Positionierelements
9 Führungskanal
10 Übernahmeabschnitt
11 Kern
12 Lagerungsaufnahme
13 Hüllkörper
14 Haltevertiefung
15 Längsachse des Kerns/des Spritzguss-

bauteils
16 Befestigungsteil des Spritzgussbauteils
17 Gelenkteil des Spritzgussbauteils
18 erster Abschnitt der Mantelfläche des Hüll-

körpers des Spritzgussbauteils gemäß der
Fig. 6

19 zweiter Abschnitt der Mantelfläche des
Hüllkörpers des Spritzgussbauteils gemäß
der Fig. 6

20 umlaufende Ausbuchtung der Mantelflä-
che des Hüllkörpers des Spritzgussbau-
teils gemäß der Fig. 6

Patentansprüche

1.   Spritzgussbauteil, gekennzeichnet durch einen
Hüllkörper (13) aus Kunststoff und einen zumindest
teilweise innerhalb des Hüllkörpers (13) aufgenom-
menen, zumindest teilweise umspritzten Kern (11)
aus einem Kernmaterial.

2.   Spritzgussbauteil gemäß Anspruch 1, dadurch
gekennzeichnet, dass der Hüllkörper (13) eine hin-
sichtlich der Form von der Außenkontur des Kerns
(11) abweichende Außenkontur aufweist.

3.     Spritzgussbauteil gemäß Anspruch 1 oder 2,
dadurch gekennzeichnet, dass der Kern (11) eine
zylindrische Außenkontur aufweist.

4.   Spritzgussbauteil gemäß einem der vorherge-
henden Ansprüche, dadurch gekennzeichnet, dass
der Kern (11) an zwei sich gegenüberliegenden En-
den jeweils eine Haltevertiefung (14) oder einen Hal-
tevorsprung aufweist.

5.   Spritzgussbauteil gemäß einem der vorherge-
henden Ansprüche, dadurch gekennzeichnet, dass
die Haltevertiefung (14) oder der Haltevorsprung sich
verjüngend ausgebildet ist.

6.   Spritzgussbauteil gemäß einem der vorherge-
henden Ansprüche, dadurch gekennzeichnet, dass
eine Außenfläche des Hüllkörpers (13) als Gleitfläche
ausgebildet ist.

7.   Gelenk mit einem Spritzgussbauteil gemäß An-
spruch 6 und einem auf der Gleitfläche des Spritz-
gussbauteils beweglich gelagerten Gelenkbauteil.

8.   Verfahren zur Herstellung eines Spritzgussbau-
teils gemäß einem der vorhergehenden Ansprüche,
gekennzeichnet durch
• das automatisierte Zuführen und Positionieren des
Kerns (11) in einer Kavität (4) eines Spritzgusswerk-
zeugs und
• das anschließende Umspritzen des Kerns (11) mit
dem Kunststoff zur Ausbildung des Hüllkörpers (13).

9.     Verfahren gemäß Anspruch 8, dadurch ge-
kennzeichnet, dass der Kern (11) mittels mindestens
zwei parallel oder koaxial verfahrbaren, an sich ge-
genüberliegenden Enden des Kerns (11) angreifen-
den Positionierelementen der Kavität (4) zugeführt
und darin positioniert wird.
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10.     Spritzgussvorrichtung mit einem Spritzguss-
werkzeug, das mindestens zwei Werkzeugteile um-
fasst, die zwischen einer geschlossenen Stellung,
in der diese eine geschlossene Kavität (4) ausbil-
den, und einer geöffneten Stellung verfahrbar sind,
und einer Einspritzvorrichtung zum Einspritzen eines
Kunststoffs in fließfähiger Form in die Kavität (4), ge-
kennzeichnet durch Mittel zum Zuführen und Positio-
nieren eines Kerns (11) aus einem Kernmaterial in
der Kavität (4) des Spritzgusswerkzeugs.

11.     Spritzgussvorrichtung gemäß Anspruch 10,
dadurch gekennzeichnet, dass die Mittel zum Zu-
führen und Positionieren des Kerns (11) mindestens
zwei parallel oder koaxial verfahrbare, für ein Angrei-
fen an sich gegenüberliegenden Enden des Kerns
(11) vorgesehene Positionierelemente umfassen.

12.     Spritzgussvorrichtung gemäß Anspruch 11,
dadurch gekennzeichnet, dass die Positionierele-
mente an den zum Angreifen an dem Kern (11) vorge-
sehenen Kontaktflächen einen Haltevorsprung oder
eine Haltevertiefung ausbilden.

13.     Spritzgussvorrichtung gemäß Anspruch 12,
dadurch gekennzeichnet, dass der Haltevorsprung
oder die Haltevertiefung sich verjüngend ausgebildet
ist.

14.   Spritzgussvorrichtung gemäß einem der An-
sprüche 12 bis 13, gekennzeichnet durch Mittel zum
Zuführen des Kerns (11) in radialer Richtung in ei-
nen Führungskanal (9), der sich entlang der Bewe-
gungsachse (5) von zumindest einem der Positionie-
relemente erstreckt.

15.     Spritzgussvorrichtung gemäß Anspruch 14,
dadurch gekennzeichnet, dass die Mittel zum Zu-
führen des Kerns (11) zur Lagerung einer Mehrzahl
von Kernen (11) ausgebildet sind.

Es folgen 2 Seiten Zeichnungen
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Anhängende Zeichnungen
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